Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4624 


Der Bundesminister für Gesundheitswesen 


Bad Godesberg, den 29. August 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zulässigkeit von Organverpflanzungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Heuser, 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus und der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/4568 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz wie folgt: 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen einem Verstorbenen 
Organe, Körperflüssigkeiten oder Knochenmark zum Zwecke 
der Übertragung auf einen Lebenden entnommen werden dür- 
fen, ist nicht besonders gesetzlich geregelt. 

Es können nur aus den allgemeinen, von der Rechtsprechung 
zum Schutze der Persönlichkeit entwickelten Grundsätzen und 
aus einzelnen dem Schutze besonderer Persönlichkeitsgüter 
dienenden Vorschriften Anhaltspunkte für die Lösung der 
Probleme gewonnen werden, die sich im Zusammenhang mit 
der Transplantation ergeben. Die meisten dieser Probleme sind 
aber stark umstritten. Es ist der Bundesregierung deshalb nicht 
möglich, die Fragen, die letztlich nur von der Rechtsprechung 
entschieden werden können, authentisch zu beantworten; es 
können vielmehr nur die in Rechtsprechung und Schrifttum ver- 
tretenen Auffassungen mitgeteilt werden. 

1. Besteht für einen Arzt, sofern der betroffene Spender für den 
Fall seines Todes nicht eingewilligt hat, eine unumgängliche 
Rechtspflicht, dazu die Einwilligung von Familienangehörigen 
des Spenders einzuholen? 

Im Strafrecht verbietet § 168 StGB die unbedingte Wegnahme von 
Leichenteilen „aus dem Gewahrsam des Berechtigten". Dabei 
wird Gewahrsam als die tatsächliche Obhut, die Bewahrung ver- 
standen. Als Obhutsberechtigte kommen die Angehörigen des 
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Verstorbenen, ggf. die Klinik, die Polizei oder die Friedhofs- 
verwaltung in Frage. Als alleinige Gewahrsamsinhaber und 
Berechtigte im Sinne des § 168 StGB werden die Angehörigen 
angesehen, wenn sich der Leichnam in ihren Räumen befindet. 

Die Frage, ob die Angehörigen auch dann Gewahrsam im Sinne 
des § 168 StGB haben, wenn sich der Verstorbene in der Klinik 
befindet, ist umstritten. Die wohl herrschende Meinung be- 
trachtet in diesen Fällen die Klinikverwaltung, bzw. die in 
deren Einverständnis handelnden Ärzte als die alleinigen Ge- 
wahrsamsinhaber. Nach dieser Auffassung ist ein Klinikarzt, 
der (im Einvernehmen mit der Klinikverwaltung) Leichenteile 
entnimmt, nicht strafbar. Im Gegensatz dazu wird von anderen 
Autoren die Auffassung vertreten, daß auch in bezug auf den in 
der Klinik liegenden Leichnam vor allem die Angehörigen und 
erst in zweiter Linie die Klinikverwaltung Gewahrsamsinhaber 
und Berechtigte seien. Danach bedarf ein Arzt grundsätzlich der 
Einwilligung der Angehörigen des Verstorbenen, wenn er Lei- 
chenteile entnehmen will, ohne sich nach § 168 StGB strafbar 
zu machen. Allerdings lassen auch die Vertreter dieser Lehr- 
meinung für den - von ihnen teils unterschiedlich, jedoch immer 
eng abgegrenzten - Fall des übergesetzlichen Notstandes Aus- 
nahmen zu, so daß in diesem Fall nach allgemein herrschender 
Ansicht die Einwilligung der Angehörigen des Verstorbenen 
für die Entnahme von Leichenteilen nicht erforderlich ist. 

Im Zivilrecht stellt sich die Entnahme von Leichenteilen zum 
Zwecke der Transplantation als Eingriff in das Persönlichkeits- 
recht dar, wobei offen bleiben kann, ob ein fortwirkendes Per- 
sönlichkeitsrecht des Verstorbenen oder ein eigenes Recht der 
Angehörigen des Verstorbenen (Bewahrungsrecht) anzunehmen 
ist. Nach allgemeiner Auffassung hängt die Zulässigkeit der 
Entnahme deshalb, sofern nicht der auch im Zivilrecht geltende 
Rechtfertigungsgrund des übergesetzlichen Notstandes vorliegt, 
grundsätzlich davon ab, daß entweder der Verstorbene vor 
seinem Tode oder die Angehörigen nach seinem Tode in die 
Entnahme von Leichenteilen zum Zwecke der Transplantation 
eingewilligt haben. 

2. Wer ist aus welchen Gründen cinwilligungsberechtigt? 

Die Gesetze sagen nichts darüber aus, wer aus welchen Gründen 
berechtigt ist, in die Entnahme von Leichenteilen einzuwilligen. 
Soweit nach den vorstehenden Ausführungen eine Einwilligung 
von Familienangehörigen in Betracht kommt, ist auf folgendes 
hinzuweisen: 

Für Entscheidungen, die im Zusammenhang mit der Beerdigung 
eines Verstorbenen zu treffen sind, hat die Rechtsprechung den 
Familienangehörigen des Verstorbenen ein auf Gewohnheits- 
recht beruhendes Verfügungsrecht eingeräumt. Dieses Gewohn- 
heitsrecht hat in § 2 des Gesetzes über die Feuerbestattung vom 
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15. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 380) teilweisen Niederschlag 
gefunden. In ähnlicher Weise regelt § 22 des Gesetzes be- 
treffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste 
und der Fotografie vom 9. Januar 1907 (Reichsgesetzbl. I S. 7) 
die Frage, inwieweit die Veröffentlichung von Abbildungen 
eines Verstorbenen der Einwilligung der Angehörigen bedarf. 
Beide Vorschriften stimmen insoweit miteinander überein, als 
sie das jeweilige Recht in erster Linie dem Ehegatten und den 
Kindern des Verstorbenen einräumen. Es ist denkbar, daß die 
Praxis aus diesen Regelungen Analogieschlüsse für Fälle der 
vorliegenden Art ziehen wird. 


3. Darf ein Arzt, sofern kein Einwilligungsberechtigter erreichbar 
ist, dem Toten Organe, Körperflüssigkeiten oder Knochenmark 
entnehmen, um 

a) durch ihre Übertragung auf einen anderen Menschen dessen 
Gesundheit oder Leben zu retten, wenn diese akut gefährdet 
und auf andere Weise nicht zu erhalten sind, 

b) diese für dringende und schwerwiegende wissenschaftliche 
Zwecke zu verwenden? 


a) In diesen Fällen wird die Transplantatentnahme von einem 
Verstorbenen, der keine entgegenstehende Erklärung hinter- 
lassen hat, unter dem Gesichtspunkt des übergesetzlichen 
Notstandes als gerechtfertigt erachtet. 

b) Diese Frage läßt sich abstrakt nicht beantworten. Ob ein 
dringendes und schwerwiegendes wissenschaftliches Inte- 
resse die Entnahme von Leichenteilen rechtfertigt, kann - 
ebenfalls unter dem Gesichtspunkt des übergesetzlichen Not- 
standes - nur im Einzelfall und letztlich, solange keine ge- 
setzlichen Regelungen bestehen, nur von der Rechtsprechung 
entschieden werden. 


Käte Strobel 



